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Stadt Nürnberg; Flächennutzungsplan, 21. Änderung ("Buch Süd"); Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 BauGB) 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Regierung von Mittelfranken nimmt als höhere Landesplanungsbehörde anhand der von ihr in 
dieser Eigenschaft ausschließlich zu vertretenden überörtlich raumbedeutsamen Belange der 
Raumordnung und Landesplanung zu o.g. Flächennutzungsplanänderung wie folgt Stellung: 
 
Das Gebiet soll nach Aufgabe eines Gewerbebetriebs als Gesamtquartier entwickelt werden. Hier-
bei soll ein Quartier mit Nutzungsmischung mit Wohnen, Gewerbe, Grünfläche und Schule entwi-
ckelt werden. Dazu sollen im Rahmen der 21. Änderung Flächen für Gemeinbedarf, gemischte 
Baufläche und Grünflächen dargestellt werden. Der Geltungsbereich umfasst ca. 10,8 ha. Im Paral-
lelverfahren wird der Bebauungsplan Nr. 4675 „Buch Süd“ aufgestellt. 
Der nördliche Teil befindet sich im Lärmschutzbereich für den Verkehrsflughafen Nürnberg (Nacht-
schutzzone).  
Der Baumbestand im Süden des Geltungsbereichs soll erhalten und als öffentliche Grünfläche dar-
gestellt werden. Gemäß Begründung soll der Waldstatus nach Waldgesetz durch entsprechenden 
Ausgleich der Waldfläche an anderer Stelle zurückgenommen werden.   
Hierzu verweisen wir auf 5.4.4 Z (=Ziel) des Regionalplans Region Nürnberg (R7), wonach die Flä-
chensubstanz des Waldes im Verdichtungsraum erhalten werden soll.  
 
Einwendungen aus landesplanerischer Sicht werden bei Beachtung des Ziels nicht erhoben. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
 
Rauh 
Regierungsdirektor
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Sehr geehrter 
 
hier die Stellungnahme von SUN zu oben genannter Instruktion z. Kts.:
 
"Pläne:
Die vorhandenen und geplanten Kanäle der Stadtentwässerung und Umweltanalytik Nürnberg
(SUN) sind den beigelegten Anlagen zu entnehmen.
 
Entwässerungstechnische Erschließung:
Der Instruktionsbereich ist noch nicht vollständig entwässerungstechnisch erschlossen.
Innerhalb des Verkehrfläche des Georg-Sippel-Wegs verläuft ein Mischwasserkanal DN 400
sowie ein Mischwasserkanal DN 200 Am Wegfeld.
Die Bucher Hauptstraße entwässert im Trennsystem.
Es ist ein Entwässerungskonzept für Regen- und Schmutzwasser durch den Investor zu erstellen
und mit SUN abzustimmen.
Das Schmutzwasser darf in die umliegenden Bestandskanäle eingeleitet werden.
Die Versickerung des Regenwassers ist prioritär zu behandeln und gegenüber SUN mit einem
entsprechenden Gutachten zu bestätigen.
Andernfalls kann in den vorhandenen Regenwasserkanal gedrosselt eingeleitet werden.
Im Rahmen des Entwässerungskonzepts ist zwischen öffentlichen und privaten Flächen und
Entwässerungsanlagen zu differenzieren.
Die Versickerung des (öffentlichen) Straßenwassers hat auf öffentlichen Flächen und die private
Versickerung auf privaten Flächen zu erfolgen.
Der Überflutungsschutz samt Auswirkungen durch Starkregenereignisse ist zu beachten.
Die Bemessung der Regenrückhaltung hat gemäß DWA-A 117 zu erfolgen.
Der beiliegende Leitfaden von SÖR und SUN ist zu berücksichtigen."

 
Mit freundlichen Grüßen.




Leitfaden  
des Servicebetriebes Öffentlicher Raumes (SÖR) und der 
Stadtentwässerung und Umweltanalytik Nürnberg (SUN)  


für die Herstellung von  
künftig öffentlichen Erschließungsanlagen  


durch Dritte  
bei der Stadt Nürnberg 


Der Leitfaden (Stand: 07.02.2023) beschreibt den allgemeinen Ablauf zum Bau und Planung 
künftig öffentlicher Erschließungsanlagen im Rahmen von Städtebaulichen Maßnahmen bei 
der Stadt Nürnberg und soll den Investoren als Hilfe bzw. Vorabinformation dienen. 


I. Allgemeines


Die Stadt überträgt die Herstellung von künftig öffentlichen Erschließungsanlagen in der 
Regel, im Rahmen von Städtebaulichen Verträgen, Erschließungsverträgen und 
Technischen Vereinbarungen, an Dritte (Investoren). Die Konkretisierung der einzelnen 
Maßnahmen bzw. Aufgaben erfolgt im Rahmen dieser Verträge.   


Der Investor stellt die öffentlichen Erschließungsanlagen her. 


Der Investor hat sich hierzu frühzeitig mit den jeweiligen Fachdienststellen 
abzustimmen und die Planungen zu koordinieren. 


Die Stadt Nürnberg behält sich ggf. die Durchführung folgender Teilleistungen selbst 
vor: 


a) Herstellung der Straßenbeleuchtung
b) Herstellung und Anpassung der Anlagen zur Verkehrsregelungstechnik


(Lichtsignalanlagen, Verkehrszeichen, Markierungen)
c) Anpassungsmaßnahmen an bereits bestehenden Straßen, zum Anschluss der


neuen  Erschließungsanlagen an das bereits bestehende Straßennetz
d) Herstellung des Straßenbegleitgrüns
e) Herstellung der künftig öffentlichen Grünflächen und Spielplätze
f) Ausstattung des öffentlichen Raumes (Bänke, Abfallkörbe)
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Die Planung, Ausschreibung und Bauleitung für die Herstellung der 
Erschließungsanlagen liegen in der Verantwortung des Investors. Der Investor führt 
diese bei Nachweis der ausreichenden Fachkunde entweder selbst durch oder er 
beauftragt ein entsprechendes leistungsfähiges Ingenieurbüro, das die Gewähr für die 
technisch einwandfreie und wirtschaftliche Abwicklung der Baumaßnahmen bietet. 


Frühestens nach dem Vorliegen einer Entwurfsplanung (mit ggf. erforderlichen 
Beschluss im Stadtrat) kann zu der geplanten Maßnahme ein Vertrag über die 
Herstellung der Erschließungsanlagen geschlossen werden. Dieser ist wiederum i.d.R. 
Voraussetzung für die Baugenehmigung von privaten Vorhaben. 


Inhaltsverzeichnis: 


II.  Planungsvorgaben / Ablauf 
III.  Durchführung der Maßnahmen 
IV.  Abnahme und Mängelansprüche 
V.  Übernahme der Erschließungsanlagen 
VI. Kosten 
VII.  Sicherheiten 
VIII. Beteiligte Dienststellen der Stadt Nürnberg 
IX.  Wichtige Beilagen  
 


II.  Planungsvorgaben/ Ablauf 


Die Abstimmung der Planung hat wie folgt zu abzulaufen: 
a) Die planerischen und technischen Vorgaben der Stadt (Verkehrsplanungsamt, 


Stpl, SÖR, SUN) sind zu beachten und die Planungen sind kontinuierlich mit den 
Fachdienststellen abzustimmen. 


b) Straßenplanung 
 Die Abstimmung der Entwurfsplanung erfolgt mit Vpl bzw. Stpl. Das 


Straßenbegleitgrün und die Entwässerung der Straße sind Bestandteil der 
Straßenplanung. 


 Die Entwurfsplanung wird von Vpl/Stpl stadtintern abgestimmt (Instruktion) und 
ggf. dem Ausschuss für Verkehr zum Beschluss vorgelegt. Auf den Beschluss 
kann   verzichtet werden, wenn ein rechtskräftiger B-Plan vorliegt. 


 Der Beschluss ist Voraussetzung für den Abschluss eines Vertrags.  
 Die darauffolgende Ausführungsplanung ist mit SÖR abzustimmen.   


c) Planung von Grünanlagen und öffentlichen Anlagen 
Diese werden von der Stadt (SÖR) selbst geplant und hergestellt. Für künftige 
öffentliche Kinderspielplätze werden die künftigen Nutzer (Kinder/Jugendliche) 
gem. der Jugendhilfeplanung Spielen in der Stadt am Planungsprozess beteiligt.  
Um den dauerhaften Erhalt der künftig öffentlichen Grünflächen in der geplanten 
Form zu gewährleisten wird zusammen mit der Planung ein sog. Pflege- und 
Entwicklungsplan erstellt.   
Bei Neuplanungen und Sanierungen von öffentlichen Spielflächen der Stadt 
Nürnberg werden die Leitlinien „miteinander spielen / Nürnberger Leitlinien für 
Qualität und Inklusion auf Spielplätzen, Spielhöfen und Aktionsflächen“ in der 
aktuellen Fassung zur Überprüfung von Qualität und Inklusion angewendet. Die 
Planungen haben die Ergebnisse der Beteiligungsformate aufzugreifen. Bei der 
anschließenden Überprüfung wird mindestens Stufe 1 von 3 Stufen bei der 
Inklusion (d.h. die Mindestanforderung an Inklusion ist erfüllt) sowie mindestens 
Note 3 (bei einer klassischen Notenskala 1 bis 6) bei der Qualität erreicht) 
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d) Entwässerungskonzept/Überflutungsnachweis 
Für alle öffentlichen und künftig öffentliche Flächen ist ein Entwässerungskonzept 
vorzulegen. Hierbei sind die Vorgaben des WHG zu beachten. Die 
Entwässerungsplanung ist mit SUN abzustimmen. Für das zu entwickelnde Gebiet 
ist ein Überflutungsnachweis analog DIN 1986-100 und DIN EN 752 
nachzuweisen, wobei der Umfang der Betrachtung, unter Beachtung der 
Topologie, auch die angrenzenden Gebiete miteinschließt. Ebenfalls ist der 
Nachweis zu führen, dass für angrenzenden Gebiete durch das Vorhaben keine 
Erhöhung des Überflutungsrisikos besteht. Die hieraus sich ergebenden 
erforderlichen Schutzmaßnahmen trägt der Investor und werden mit der Stadt 
abgestimmt.   


e)  Kanalplanung 
Der öffentliche Kanal ist mit SUN Generalentwässerung abzustimmen, die privaten 
Anschlüsse mit SUN Grundstücksentwässerung, Umbauten oder Anpassungen 
von bestehenden Kanalobjekten ist mit dem Kanalbetrieb abzustimmen. 


 
 


Insbesondere sind folgende Planungsstände der Stadt zur Prüfung und Zustimmung 
vorzulegen. 
 


• Abschluss der Vorplanung 
• Entwurfsplanung  
• ggf. Genehmigungsplanung 
• Ausführungsplanung 


 
 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass von der Stadt keine Prüfung auf 
Vollständigkeit erfolgt; diese verbleibt jeweils in der Verantwortung und Zuständigkeit 
des Investors.  
 
 


 
2.  Allgemeine Planungsvorgaben: 
 


(1) Der Investor hat die von Ihm herzustellenden Maßnahmen unter Beachtung  
• der einschlägigen Vorschriften und der anerkannten Regeln der Technik  
• den Standards der Stadt (SÖR) – Regelbefestigungen  
• dem Baustandard SUN: Standard - Kanäle und Schächte, sowie 


Regelzeichnungen SUN 
• sowie ggf. nach Maßgabe der Festsetzungen eines gültigen Bebauungsplans 


bzw. eines Straßenplans 
 zu planen.  
(2) Der Baulandbeschluss der Stadt Nürnberg und das Gestaltungshandbuch der 


Stadt Nürnberg sind zu berücksichtigen. 
(3) Der Investor hat eventuell notwendige bau-, wasser- und naturschutzrechtliche 


sowie sonstige Genehmigungen oder Zustimmungen vor Baubeginn auf eigene 
Kosten einzuholen und der Stadt vorzulegen.  


(4) Berechnungen und Bemessungen (z.B. Hydraulische Berechnungen, 
Lärmschutzberechnung, Verkehrsprognosen) sind der Fachdienststellen 
nachvollzieh- und prüfbar zu übergeben. Die fachtechnischen Berechnungen sind 
in dem anwendungsspezifischen Dateiformat sowie in gebräuchlichen Office 
Dateien der Stadt zu übergeben. Sollten sich im Zuge der Ausführung Änderungen 
ergeben sind die Nachweise fortzuschreiben.   
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Mit Abschluss der Maßnahme gehen diese Unterlagen in das Eigentum der Stadt 
über. 


(5) Private Erschließungsanlagen und Gebäude sind außerhalb der öffentlichen 
Flächen vorzusehen.  


(6) Etwaige Höhenversprünge zwischen künftig öffentlichen Flächen und den 
angrenzenden privaten Flächen sind vollständig auf den privaten Flächen 
abzufangen.  


(7)  In den besonders sensiblen Flächen (z. B. private und öffentliche 
Kinderspielplätze) darf bis zu einer Tiefe von 60 cm nur Material verwendet 
werden, das den Anforderungen der Zuordnungsklasse Z 0 der 
Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) entspricht. Bezüglich des Einbaus 
dieses Materials wird auf die Regelungen in Punkt V Nr. 8 verwiesen. 
Entsprechende Nachweise über die Bodenqualität müssen der Stadt rechtzeitig 
vor dem Einbau des Oberbodens vorgelegt werden. 


(8) Unabhängig der vorliegenden Unterlagen ist vor Beginn der Planungsarbeiten eine 
Bestandsvermessung (Kanal, Straßen, Grundstückgrenzen, Gebäude etc.) 
durchzuführen. 


 
 
 
3.  Freilegung der künftig öffentlichen Flächen (Übertragungsflächen)  
 


(1) Die Freilegung aller künftig öffentlichen Flächen hat entsprechend den 
einschlägigen Regelungen im Baulandbeschluss in der aktuellen Fassung zu 
erfolgen. Abweichungen vom Baulandbeschluss im Einzelfall müssen begründet 
und SÖR zur Genehmigung vorgelegt werden. Für die Freimachung (gemäß 
Baulandbeschluss) ist vom Investor vor Beginn der Maßnahmen ein Konzept zu 
erstellen und mit der Stadt (SÖR) einvernehmlich abzustimmen. Auf Anhang 1 des 
Baulandbeschlusses wird verwiesen. 


(2) Die tatsächliche Freimachung und ggf. erforderliche Wiederverfüllung der künftig 
öffentlichen Flächen kann in Abstimmung mit der Stadt Nürnberg (SÖR) in 
Abschnitten erfolgen. 


(3) Für die Planung, die verantwortliche Überwachung und Dokumentation aller 
Maßnahmen zur Freimachung der künftig öffentlichen Flächen, Erkundung und 
Sanierung von schädlichen Boden- und Grundwasserverunreinigungen, dem 
vorsorgenden Boden- und Grundwasserschutz, aller abfallrechtlichen Belange 
sowie der Kampfmittelortung/-räumung verpflichtet sich der Investor 
leistungsfähige  Büros mit der erforderlichen Sachkunde und Zuverlässigkeit zu 
beauftragen. Vor Beginn der Freilegung ist der Stadt ein verantwortlicher und 
weisungsbefugter Ansprechpartner zu benennen.  


(4) Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass im Hinblick auf die spätere 
Abnahme und Übernahme der künftig öffentlichen Flächen zur Beurteilung der 
Qualität eine umfassende Baubegleitung durch die Stadt notwendig ist. Der 
Investor stimmt daher einer technischen Begleitung und Überwachung der 
einzelnen Arbeiten durch die Stadt (SÖR) zu und gestattet ihren Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern sowie den von ihr Beauftragten den jederzeitigen, ungehinderten 
Zutritt zu den Grundstücken und Baustellen des Investors. Der Investor stellt im 
Rahmen dieser Bauüberwachung, der Abnahme und Übernahme bei Bedarf 
kostenfrei die dafür notwendig werdenden Arbeitshilfsmittel zur Verfügung. 
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(5) Die Stadt kann stichprobenartig Proben entnehmen und untersuchen bzw. 
Feldversuche durchführen, bzw. fordern, um die Umsetzung der vereinbarten 
Standards im Zuge einer Fremdüberwachung zu überprüfen. 


(6) Die von Vertretern der Stadt festgestellten Mängel werden der Bauleitung 
mitgeteilt und sind so schnell wie möglich zu beheben. 


(7) Alle erforderliche Qualitäts- und Ausführungsnachweise (z.B. 
Deklarationsanalysen etc.) sind der Stadt Nürnberg (SÖR) mit einer Lageskizze 
und einer Bewertung des mit der Bauüberwachung beauftragten Büros 
unaufgefordert zu übergeben.  


(8) In künftig öffentlichen Flächen einzubauendes Bodenmaterial hat den 
Anforderungen der Stadt (SÖR) nach Anlage 1 des Baulandbeschlusses (Anlage 
7  der Bezugsurkunde) zu genügen. Auf den später öffentlichen Flächen darf mit 
der Verfüllung von Baugruben bzw. der Überbauung von Freiflächen erst 
begonnen werden, wenn der Untergrund und die Verfüll Materialien nachweislich 
den Maßgaben des Baulandbeschlusses entsprechen und frei von Kampfmitteln 
sind. Nach unaufgeforderter Vorlage der Nachweise und der schriftlichen 
Bestätigung der Einhaltung der Vorgaben des Baulandbeschlusses durch den 
überwachenden Gutachter des Investors, erfolgt eine Freigabe zum Einbau durch 
die Stadt (SÖR). Der Investor verpflichtet sich ferner, Materialien, die diesem 
Vertrag nicht entsprechen, innerhalb einer von der Stadt Nürnberg bestimmten 
Frist zu entfernen bzw. entfernen zu lassen und durch geeignete zu ersetzen.
  


(9) Die Kampfmittelfreiheit ist nach BFR-KMR 09/2018 herzustellen. Wobei das 
gesamte Stadtgebiet von Nürnberg generell als Kampfmittelverdachtsfläche zu 
betrachten ist. 


 


 
4.  Spartenkoordination 


 
Der Investor verpflichtet sich, die Ver- und Entsorgungsmaßnahmen (Wasser, 
Elektrizität, Gas, Fernwärme, Telefon, sonstige Kommunikationsleitungen) unter 
Beteiligung von SÖR/V-5 (Koordinierungsstelle)  und die öffentliche Abwasserableitung 
unter Beteiligung von SUN zu koordinieren und auf eigene Kosten die dazu notwendigen 
Verträge mit Versorgungs- und sonstigen Leitungsträgern so rechtzeitig abzuschließen, 
dass auch diese Einrichtungen bis zur Bezugsfertigkeit der jeweiligen Wohn- und 
Gewerbegebäude betriebsfertig hergestellt sind.  Die Koordinierung der Sparten hat 
rechtzeitig zeitlich vor der Ausführungsplanung zu erfolgen.  
 
Hierzu ist folgendes notwendig: 


- Ermittlung und Analyse des Bestandes und des neuen Bedarfes für das Projekt. 
 (Spartenträgerliste soll bei SÖR/V-5/KO angefordert werden) 
- Planung der Spartenlagen im künftig öffentlichen Raum  


Insbesondere sind bei der Spartenplanung die erforderlichen Abstände zu den 
bestehenden und geplanten Baum- und Gebäudestandorten zu 
berücksichtigen. Eine  Unterschreitung der Mindestabstände ist in 
Abstimmung mit der Stadt und den  betroffenen Spartenträgern möglich, 
soweit weitere Maßnahmen zum Schutz der Leitung (Wurzelschutzmatten, 
Wurzelgräben usw.) vorgesehen werden und die Ziele der öffentlichen 
Grünplanung nicht beeinträchtigt werden.  


- Veranlassung einer Instruktion der Spartenplanung. Das Instruktionsverfahren 
kann als Dienstleistung kostenpflichtig über SÖR/V-5/KO beauftragt werden. 
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SÖR/V-5/KO  ist zwingend am Instruktionsverfahren zu beteiligen.  
- Einarbeitung der Instruktionsergebnisse  
- Veranlassung eines gemeinsamen Koordinierungsgespräches zwischen 


Investor, Spartenträgern und beteiligten Dienststellen (einschl. 
Ergebnisprotokoll) wird empfohlen. 


- Der final abgestimmte Spartenplan ggf. inkl. abgestimmtem Ergebnisprotokoll 
ist allen  Beteiligten zur Kenntnis und SÖR/V-5/KO zur Zustimmung 
vorzulegen. 
Einwendungen sind schriftlich binnen 3 Wochen geltend zu machen.  


- Alle notwendigen Verträge mit Versorgungs- und sonstigen Leitungsträgern 
sind rechtzeitig abzuschließen, sodass diese Einrichtungen bis zur 
Bezugsfertigkeit der jeweiligen Wohn- und Gewerbegebäude betriebsfertig 
hergestellt sind.  


- Der Investor trägt sämtliche Kosten für die Spartenkoordinierung und die 
erforderlichen Spartenverlegungen. 


 
 


5.  Planungsvorgaben Verkehrsflächen / Entwässerungsplanung 
 


(1) Alle Planungen zu den Verkehrsanlagen sind in Abstimmung mit VPL und SÖR zu 
erfolgen. Die Entwässerungsanlagen der Verkehrsanlagen sind, neben der 
verkehrstechnischen Planung ebenso Bestandteil der Planung. Diese sind 
zusätzlich mit SUN abzustimmen. Das Vermischungsverbot nach WHG §55 für 
Neuplanungen ist zu berücksichtigen.  


(2) Höhenplanung und Bauausführung haben sich an der vorhandenen bzw. 
geplanten Nachbarbebauung zu orientieren und die Belange des 
Überflutungsschutzes und der Stadtentwässerung sind zu berücksichtigen. Die 
Höhenplanung hat mittels Deckenhöhenplanung zu erfolgen, dieser wird durch die 
Stadt (SÖR) freigegeben. Die Stadt behält sich eine Überprüfung der Höhenlage 
im Rahmen der Bauausführung auf Kosten des Investors vor.  


(3) Evtl. erforderliche Abstützmaßnahmen zu den Nachbargrundstücken sind auf den 
zukünftig privaten Flächen zu errichten.   
Sofern an den Grundstücksgrenzen der künftig öffentlichen Flächen Bordsteine 
oder Betonleistensteine gesetzt werden müssen, sind die dafür erforderlichen 
Betonstützkeile grundsätzlich auf den angrenzenden Privatflächen zu errichten. 
Ihre Duldung und Zugänglichkeit ist durch den Investor auf dessen Kosten dinglich 
zu sichern.  Die Stadt erhält das Recht, Instandsetzungen bzw. Erneuerungen der 
Bordstein/Betonleistensteinlinien bzw. der Stützkeile nach den Regeln der Technik 
und den Standards der Stadt durchführen zu können. Der Investor gibt diese 
Einschränkung an die Bauherren und Rechtsnachfolgern weiter. 


 
 


(1) 6.  Planungsvorgaben Niederschlagswasserbehandlungsanlagen  
Das anfallende Niederschlagswasser ist innerhalb des Vertragsgebiets zu 
versickern. Das auf privaten Flächen anfallende Niederschlagswasser ist innerhalb 
der privaten Flächen, ohne Inanspruchnahme öffentlicher Flächen zu versickern.
  
Für das auf den öffentlichen Flächen anfallende Niederschlagswasser sind 
Sickerbereiche als Teil der öffentlichen Straßen und Wege vorzusehen. 
Versickerungsanlagen dürfen grundsätzlich nur in den Bereichen angeordnet 
werden, in denen keine schädlichen Boden- / Grundwasserverunreinigungen und 
Auffüllungen vorliegen.  


(2) Bei offenen Niederschlagswasserbehandlungsanlagen hat der Investor die 
Oberfläche des öffentlichen Grüns (ungeachtet späterer Baumpflanzungen) 
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vollständig und funktionsfähig herzustellen, einschließlich der Ansaat. Bzgl. 
Abnahme dieser Flächen wird auf Punkt IV Nr. 1, Abs. 2 Nr. 6 verwiesen. Der 
Investor übernimmt für 3 Jahre die Fertigstellungs- und Entwicklungspflege der 
Ansaatflächen zur Herstellung der Funktionsfähigkeit. 


 
 
7. Planungsvorgaben Abwasserbeseitigungsanlagen 


 
(1) Zu den Abwasserbeseitigungsanlagen zählen die öffentliche Kanalisation sowie 


die zur Niederschlagswasserbewirtschaftung benötigten Anlagen (z.B. Mulden, 
Straßenbegleitgrünflächen, Rigolen und Rückhalteflächen).  


(2) Der Investor hat diese auf seine Kosten erstmalig herzustellen. Dazu gehört auch 
die Verbesserung der bestehenden Anlagen innerhalb als auch außerhalb des 
Gebietes sofern technisch oder aus Gründen des Gewässerschutzes erforderlich. 
Die einzelnen Maßnahmen sind mit der Stadt (SÖR, SUN) abzustimmen.  


(3) Die Kanalplanung hat sich an der Deckenhöhenplanung des Straßenbaus zu 
orientieren. 


(4) Die Regelungen des Baulandbeschlusses zur Freimachung und ggf. 
Wiederverfüllung sind auch anzuwenden für auf Privatgrund liegende öffentliche 
Leitungstrassen.  


(5) Künftig öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen sind innerhalb künftig 
öffentlicher Flächen) anzuordnen. Kanäle sind innerhalb künftig öffentlicher 
Verkehrsflächen anzuordnen. Ausnahmen hiervon sind nur mit Zustimmung der 
Stadt (SUN/SÖR) möglich.  
 
Soweit künftig öffentliche Abwasserbeseitigungsanlagen innerhalb von 
Privatgrundstücken verlegt werden müssen, verpflichtet sich der Investor die 
Abwasserbeseitigungsanlagen durch beschränkte persönliche Dienstbarkeiten 
(Kanalleitungsrechte) zugunsten der Stadt nach den „Vertragsbestimmungen über 
die Bestellung einer beschränkten persönlichen Dienstbarkeit“ durch die Stadt im 
Grundbuch rechtlich sichern zu lassen. Beschränkte persönliche Dienstbarkeiten 
(Kanalleitungsrechte) an Privatgrundstücken werden für 
Abwasserbeseitigungsanlagen auch dann notwendig, wenn diese zwar in künftig 
öffentlichen Erschließungsflächen (Verkehrsflächen) liegen, aber deren Breite 
bzw. Grenzabstand zu den Privatgrundstücken nicht ausreicht.   
Die Eintragung der Dienstbarkeit wird mit der Unterzeichnung dieses Vertrages 
vom Investor beantragt.   
Sollte nach Vertragsabschluss das Erfordernis einer Dienstbarkeit bekannt 
werden, so beauftragt der Investor den Notar mit der Eintragung, auch wenn die 
Grundstücksneubildung zu diesem Zeitpunkt noch nicht erfolgte.   
 
Der Investor verpflichtet sich, sämtliche Kosten und Aufwendungen im 
Zusammenhang mit der Bestellung der beschränkten persönlichen 
Dienstbarkeiten (Kanalleitungsrechte) in voller Höhe zu tragen.  
 
Der Investor verpflichtet sich, in Kaufverträgen, die nach dem heutigen Tage über 
die Weiterveräußerung von Flächen im Erschließungsgebiet an Dritte (Drittkäufer) 
abgeschlossen werden, evtl. Dienstbarkeitsbestellungen im Vertragsgebiet durch 
den Investor mit Weitergabe Verpflichtung durch die Drittkäufer verbindlich 
zustimmen zu lassen. Im Versäumnisfalle bleibt derjenige, der die Verpflichtung 
dem jeweiligen Rechtsnachfolger nicht auferlegt, verpflichtet, die Zustimmung der 
aktuellen Eigentümer zu erwirken. 


(6) Soweit bereits bestehende (derzeit noch private) Entwässerungsanlagen als 
künftig öffentliche Erschließungsanlagen (Abwasserbeseitigungsanlagen) von der 
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Stadt übernommen werden sollen, müssen sie sich in einem baulich mängelfreien 
und funktionstüchtigen Zustand befinden, den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik, den Baustandards der Stadt (SUN) und den einschlägigen 
Unfallverhütungsvorschriften entsprechen.  
Über die Übernahme bestehender (derzeit noch privater) Entwässerungsanlagen 
entscheidet die Stadt (SUN); sie kann erforderlichenfalls auch für eine spätere 
Übernahme Vorgaben und Bedingungen zur Ertüchtigung der 
Entwässerungsanlagen machen. 


(7) Soweit bestehende Entwässerungsanlagen infolge der städtebaulichen 
Neuordnung für eine weitere Nutzung nicht mehr benötigt werden und innerhalb 
künftig öffentlicher Erschließungsflächen (Verkehrsflächen) liegen, sind sie vom 
Investor auf seine Kosten aufzulassen, indem Kanalleitungen, Schachtbauwerke 
und Leitungen grundsätzlich vollständig abgebrochen und die entstehenden 
Gruben mit geeigneten Materialien fachgerecht verfüllt werden. Die technischen 
Einzelheiten sind mit der Stadt (SÖR und SUN) abzustimmen. 


(8) Nicht zu den künftig öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen gehören die 
Grundstücksanschlüsse (Hausanschlussleitungen), auch wenn sie in öffentlichen 
Erschließungsflächen (Verkehrsflächen) liegen. Hier bleibt es bei der 
Zuständigkeit der Eigentümer der jeweils angeschlossenen Grundstücke.   
Zur Herstellung oder Umlegung der privaten Hausanschlussleitungen oder Teilen 
davon sind rechtzeitig vor Baubeginn der Arbeiten an diesen Leitungen oder Teilen 
davon Planunterlagen bei der Stadt (SUN), Abteilung Grundstücksentwässerung, 
zur Genehmigung nach der Satzung für die öffentliche Entwässerungsanlage der 
Stadt Nürnberg (Entwässerungssatzung – EWS) einzureichen. Das Material sowie 
die Art der Ausführung der Anschlussleitung ist mit der Stadt (SUN) abzustimmen. 


 


 
8.  Planungsvorgaben Straßenbegleitgrünflächen und Baumscheiben 


 
(1) Straßenbäume in Nürnberg sind in mind. 16 m³ eines speziell für die Stadt 


Nürnberg – SÖR entwickelten Baumsubstrat zu pflanzen. Dieses Nürnberger 
Baumsubstrat ist zwingend einzubauen.   
Der Einbau des Baumsubstrates erfolgt durch den Investor bzw. dessen 
beauftragter Tiefbaufirma.  


(2) Bäume in befestigten Flächen sind mit mindestens 16 m² großen, offenen 
Baumscheiben zu versehen. Wird die Nettofläche von 16 m² unterschritten oder 
erfolgt die Straßenbaumpflanzung in Pflanzstreifen, die schmaler als 2,50 m sind, 
ist für angrenzende Flächen ein mit Platten-/ Pflasterbelag überbauter 
Substratkörper mit integrierten Belüftungssystem nach den Empfehlungen für 
Baumpflanzungen (Teil 2 Standortvorbereitung und Neupflanzungen der FLL 
(Forschungsgesellschaft Landesentwicklung Landschaftsbau e.V) vorzusehen.  


(3) Die entsprechenden Vorgaben sind mit der Stadt (SÖR/1-A/1) abzustimmen. 
 
Die Pflanzung der Straßenbäume erfolgt durch SÖR im darauffolgenden Frühjahr 
nach Abschluss des Straßenbaus.  
 


 
 
9.  Ausschreibung und Vergabe 


 
(1) Der Ausschreibung der Maßnahmen sind vom Investor die üblichen Leistungstexte 


der Stadt Nürnberg zugrunde zu legen.  
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(2) Der Investor verpflichtet sich, Bauleistungen nur auf der Grundlage der VOB/C 
unter entsprechender Vereinbarung der Regelungen dieses 
Erschließungsvertrags zu den Mängelansprüchen ausführen zu lassen.  


(3) Der Investor hat bei der Vergabe der Planungs- und Bauaufträge die insofern für 
öffentliche Aufträge geltenden Vorschriften zu beachten, soweit diese anwendbar 
sind. Sollten Dritte wegen Verletzung der vergaberechtlichen Vorschriften 
Ansprüche gegen die Stadt erheben, stellt der Investor die Stadt hiervon frei.
  


(4) Der Zustimmung der Stadt (SÖR, SUN) bedürfen je Gewerk die 
• Entwurfsplanung  
• Genehmigungsplanung  
• Ausführungsplanung einschließlich Spartenkoordinierungspläne, 
• die Leistungsverzeichnisse vor deren Ausgabe 
• die Auswahl der einzuladenden Bieter bei beschränkten Ausschreibungen und 
• die Auswahl des zu beauftragenden Bieters 
• die Subunternehmer 
• die Ausführung von Sondervorschlägen oder Nebenangeboten  


(5) Die Zustimmung darf von der Stadt nur aus wichtigem Grund versagt werden.
  
Es wird darauf hingewiesen, dass von der Stadt weder bei der 
Ausführungsplanung noch bei den Leistungsverzeichnissen eine Prüfung auf 
Vollständigkeit erfolgt; diese verbleibt jeweils in der Verantwortung und 
Zuständigkeit des Investors.  
Beanstandungen sind vom Investor einzuarbeiten und erneut vorzulegen. Ab der 
dritten Vorlage hat der Investor der Stadt pro Plan /LV einen Ersatz für 
Aufwendungen in Höhe von 250,-- EUR zu bezahlen.   


(6) Bauleistungen für die Erschließungsanlagen dürfen nur an solche Firmen 
vergeben werden, die über die notwendige Erfahrung, Fachkunde, 
Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit, eingetragen in die Handwerksrolle sowie 
über ausreichendes Fachpersonal und Gerät verfügen und im Bereich des 
Kanalbaus eine Fremdüberwachung nachweisen können. Die Vergabe von 
Leistungen an Subunternehmer bedarf der ausdrücklichen Zustimmung der Stadt. 
Subunternehmer benötigen die gleiche fachliche Eignung für die ihm übertragene 
Leistung wie der Hauptunternehmer des jeweiligen Gewerks.  


 
 


III. Durchführung der Maßnahmen 
 


 städtische Vorschriften/Regelwerke/Merkblätter: 


(1) Der Investor hat zusätzlich zu den Allgemeinen anerkannten Regeln der Technik 
die von Ihm herzustellenden Maßnahmen unter Beachtung  
• der Bauwerks- und Kabelschutzanweisungen SÖR/1-E/2 
• der Werkleiterverfügung SÖR „Durchführung von Verdichtungsnachweisen bei 


Aufgrabungen“  
• des Merkblattes „Baumschutz auf Baustellen“ 
• die Regelbefestigungen (SÖR) und des Baustandards – Kanäle und Schächte 


(SUN) 
• Baulandbeschluss der Stadt Nürnberg 
• Gestaltungshandbuch (Nürnberger Linie) der Stadt Nürnberg   
herzustellen.  
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Auf Anforderung können dem Investor die obigen Unterlagen per E-Mail zur 
Verfügung gestellt werden. 


 
Vor Baubeginn:  
 


(2) Der Baubeginn und die Inangriffnahme der jeweiligen Bauphase ist mit der Stadt 
abzustimmen. 


(3) Mindestens 21 Tage vor geplantem Baubeginn ist ein Antrag auf 
verkehrsrechtliche Anordnung und Sondernutzung öffentlicher Verkehrsflächen 
durch den Investor zu stellen. 


(4) Zu Baubeginn sind die erforderlichen statischen Berechnungen der jeweils 
zuständigen städtischen Dienststelle (SÖR bzw. SUN) zu übergeben.  


 Zum Baubeginn hat der Investor die Auftragsschreiben und das aufgegliederte 
Angebot, das der Beauftragung zu Grunde liegt, mit Einheitspreisen aller 
Entwässerungseinrichtungen an SUN zu übergeben.  


(5) Der Investor benennt der Stadt Nürnberg einen weisungsbefugten 
Ansprechpartner. 


(6) Der Bau der öffentlichen Verkehrsflächen, sowie der 
Abwasserbeseitigungsanlagen ist der Stadt (SÖR, SUN) drei Wochen vor Beginn 
schriftlich anzuzeigen. Mit der Durchführung der Maßnahmen darf erst nach 
Zustimmung durch die jeweils zuständige städtische Dienststelle (SÖR bzw. SUN) 
begonnen werden.  


(7) Mit Baubeginns Anzeige ist vom Investor zur Absicherung dieser Risiken das 
Bestehen einer Betriebshaftpflichtversicherung mit einer Deckungssumme von 
mindestens 1.000.000 Euro für Sachschäden und mindestens 1.500.000 Euro für 
Personen- und Vermögensschäden, jeweils pro Schadensfall nachzuweisen.  


 
Haftung und Verkehrssicherung:  


 
(8) Vom Tage des Beginns der Erschließungsarbeiten bis zu deren Übernahme durch 


die Stadt trägt der Investor Verkehrssicherungspflicht. Die Regelungen der 
Sondernutzung bleiben davon unberührt.   


(9) Der Investor haftet nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen bis zur 
Übernahme der Erschließungsanlagen durch die Stadt für jeden Schaden, der 
durch die Verletzung der ihm obliegenden allgemeinen Verkehrssicherungspflicht 
entsteht und auch für solche Schäden, die infolge der Erschließungsmaßnahmen 
an bereits verlegten Leitungen bzw. öffentlichen Erschließungseinrichtungen 
verursacht werden. Einigen sich die Parteien darauf, die Erschließungsanlagen 
bauabschnittsweise herzustellen, finden vorstehende Regelungen auf den 
jeweiligen Bauabschnitt Anwendung  


(10) Der Investor stellt die Stadt insoweit von allen Schadenersatzansprüchen frei. Dies 
gilt auch insoweit, als sie auf Verhalten oder Unterlassen von ihm beauftragter 
Dritter zurückzuführen sind.  


(11) Diese Regelungen gelten unbeschadet der Eigentumsverhältnisse  
 


Während des Bauablaufs: 
 
(12) Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass im Hinblick auf die spätere 


Abnahme und Übernahme der künftig öffentlichen Erschließungsanlagen für die 
Beurteilung der Qualität der Bauwerke eine umfassende Bauüberwachung 
notwendig ist. Der Investor stimmt daher einer technischen Begleitung und 
Überwachung der einzelnen Arbeiten durch die Stadt (SÖR, SUN) zu und gestattet 
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ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie den von ihr Beauftragten den 
jederzeitigen, ungehinderten Zutritt zu den Grundstücken und 
Erschließungsbaustellen des Investors. Der Investor stellt im Rahmen dieser 
Bauüberwachung, der Abnahme und Übernahme der Erschließungsanlagen bei 
Bedarf die dabei notwendig werdenden Arbeitshilfsmittel kostenfrei zur Verfügung.
  


(13) Während der Bauausführung festgestellte Mängel (durch die Vertreter der Stadt) 
werden der Bauleitung des Investors mitgeteilt und sind so schnell wie möglich zu 
beheben. 


 
Verkehrsflächen: 


(1) Mit der Herstellung der Asphalttragschichten darf erst begonnen werden, wenn die 
Ver- und Entsorgungsleitungen einschließlich der Hausanschlüsse für das 
Erschließungsgebiet verlegt, die Rohbauarbeiten und Grobmassentransporte 
abgeschlossen sind und die Verdichtungsnachweise der Baugruben der Stadt 
Nürnberg (SUN und SÖR) vollständig vorliegen und durch SÖR anerkannt wurden. 
Der überhöhte Einbau der Schottertragschicht zur provisorischen Erschließung 
des Baugebietes ist möglich.  


(2) Die Erschließungsanlagen sollen zeitlich entsprechend den Erfordernissen der 
Bebauung hergestellt werden und spätestens bis zur Bezugsfertigkeit der jeweils 
errichteten Gebäude benutz- und befahrbar hergestellt sein. Hierfür kann der 
Investor mit Zustimmung der Stadt geeignete Abschnitte für den Ablauf der 
Erschließung bilden.  


(3) Die Arbeiten sind in folgender Reihenfolge abzuwickeln: 
- Straßenabläufe setzen und Abflussrohre DN 150 nach Abstimmung mit der 


Stadt (SÖR/ SUN), an die jeweilige Vorflut anschließen. 
- Bordsteine, Rinnen und andere Einfassungen (Betonleistensteine) setzen 
- Flächenbefestigungen einbringen  


(4) Die Verschleißdecke der künftig öffentlichen Verkehrsflächen soll erst nach 
Fertigstellung aller groben Arbeiten (z.B. Ausbaugewerke einschließlich der 
privaten Außenanlagen) im Baugebiet aufgebracht werden. Sollten die bituminöse 
Tragschicht und die Randeinfassungen, etc. durch die 
Baustellenverkehrsbenutzung nicht abnahmefähig sein, sind auch diese auf 
Kosten des Investors zu ersetzen. Der überhöhte Einbau einer Asphalttragschicht 
während der Zwischennutzung wird daher empfohlen.  


(5) Erforderliche Qualitäts- und Ausführungsnachweise (z. B. 
Lastplattendruckversuche, Rammsondierungen, Materialnachweise, 
Dichtheitsnachweise etc.) sind der Stadt zeitnah nach Durchführung mit fachlicher 
Bewertung der Ergebnisse durch den Investor unaufgefordert zu übergeben. 


(6) Der Investor hat in angemessenem Umfang auf Verlangen der Stadt Nürnberg 
(SÖR, SUN) von den für die Herstellung der Erschließungsanlagen und 
Erdbauwerke verwendeten Materialien nach den hierfür einschlägigen 
technischen Richtlinien Proben zu entnehmen und diese auf eigene Kosten von 
einem von beiden Vertragsparteien anerkannten Prüfinstitut untersuchen zu 
lassen, sowie die Untersuchungsbefunde mit einer Bewertung des mit der 
Bauüberwachung beauftragten Büros der Stadt Nürnberg (SÖR, SUN) vorzulegen. 
Der Investor verpflichtet sich ferner, Stoffe oder Bauteile, die diesem Vertrag nicht 
entsprechen, innerhalb einer von der Stadt Nürnberg bestimmten Frist zu 
entfernen bzw. entfernen zu lassen und durch geeignete zu ersetzen 
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VI.  Abnahme und Mängelansprüche 
 


1. Abnahme: 


Die Abnahme betrifft ausschließlich das Vertragsverhältnis zwischen dem Investor und 
seinem beauftragten Erfüllungsgehilfen, der Baufirma. Die Stadt Nürnberg (SÖR, SUN) 
wird zur Sicherstellung der für die Übernahme der künftig öffentlichen 
Erschließungsanlagen in die Bau- und Unterhaltslast der Stadt Nürnberg erforderlichen 
Standards an den Abnahmebegehungen und Abnahmeverhandlungen mit den 
ausführenden Werkunternehmen teilnehmen. Gleiches gilt für sämtliche Erdbauwerke, 
Verfüllungen, Umlagerungen und das Auf-/ Einbringen von Materialien auf oder in den 
Boden sowie für Grundwassermessstellen.   
Die Verkehrs- und Sicherungslast geht in der Regel mit der Abnahme von der Baufirma 
an den Investor über.   
 


Für die Abnahme gelten folgende Vorgaben: 
1. Der Investor stellt sicher, dass die Erschließungsanlagen zur Zeit der Abnahme 


frei von wesentlichen Sachmängeln sind, die vertraglich vereinbarten 
Eigenschaften haben, den anerkannten Regeln der Technik entsprechen und 
keine Abweichungen haben, die den Wert oder die Tauglichkeit für die Erfüllung 
des Vertragszweckes beeinträchtigen oder mindern. Ein sicherheitsrelevanter 
Mangel gilt als wesentlich.  


2. Der Investor zeigt der Stadt (SÖR, SUN) die vertragsgemäße Herstellung der von 
ihm errichteten Erschließungsanlagen schriftlich an. Die Stadt wird innerhalb von 
zwei Wochen nach Eingang der Anzeige reagieren, um im Einvernehmen mit dem 
Investor einen Abnahmetermin zu vereinbaren. Der Investor hat vorher den 
Umfang des abzunehmenden Objektes mit der Stadt Nürnberg (SUN / SÖR) 
abzustimmen. 


3. Die Stadt (SUN, SÖR) nimmt Gewerke bezogen an der Abnahme der vom Investor 
hergestellten Erschließungsanlagen teil und begleitet diese technisch, sobald 
diese vollständig, funktionsfähig und entsprechend den vertraglichen Regelungen 
hergestellt sind. Das Ergebnis ist zu protokollieren und von den Vertretern der 
Stadt und des Investors zu unterzeichnen. Die Abnahme für den. Einbau des 
Baumsubstrates hat zusammen mit der Abnahme der Verkehrsanlagen zu 
erfolgen. 


4. Für Teilabnahmen gilt Folgendes: 
- Teilabnahmen unterschiedlicher Gewerke sind in Abstimmung mit der Stadt 


möglich. Dies gilt insbesondere für getrennte Abnahmen von Kanal, Erdplanum 
und Entwässerungseinrichtungen aufgrund unterschiedlicher ausführender 
Firmen. Die Regelungen zur Abnahme gelten entsprechend. 


- Teilabnahmen einzelner Erschließungsanlagen in räumlichen Teilabschnitten 
können auf Verlangen des Investors erfolgen, sofern diese funktional, 
bautechnisch, verkehrlich und städtebaulich sinnvoll sind, wobei jeder Abschnitt 
für sich selbstständig nach den allgemeinen anerkannten Regeln der Technik, 
funktionstüchtig sein muss. Die Regelungen zur Abnahme gelten entsprechend. 
Ziel dieser Teilabnahme soll die zeitnahe Übernahme des entsprechenden, 
teilabnahmegegenständlichen Abschnitts sein. Die Stadt behält sich vor, 
Teilabnahmen dieser Art abzulehnen. 


5. Bei öffentlichen Kanälen führt die Stadt Nürnberg (SUN) im Auftrag und auf 
Rechnung des Investors eine technische Nachschau der öffentlichen 
Entwässerungsanlagen in Form einer Kanalinspektion bzw. eine Begehung durch. 
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Der Umfang der technischen Nachschau ist vom Investor vorab zu definieren. 
Diese technische Nachschau hat rechtzeitig vor dem Abnahmetermin zu erfolgen. 
Hierzu müssen die Entwässerungsanlagen zugänglich und sicher zu begehen 
sein. Das Ergebnis dieser Kanalinspektion stellt die Grundlage der 
Mängelfeststellungen der Abnahme dar.  
Entsprechend den Vorgaben zur Qualitätssicherung der Anschlussleitungen sind 
vom Investor unabhängige Prüfungen zu veranlassen. Weiter zur Abnahme 
erforderliche Nachweise wie, z.B. Deformationsmessungen bei biegeweichen 
Rohren, oder den Nachweisen für Anschlussleitungen hat der Investor selbst zu 
veranlassen und zu koordinieren. 


6. Die Abnahme der offenen Regenwasserbehandlungsanlagen und der 
Baumscheiben inkl. Einbau des Baumsubstrates auf den öffentlichen Flächen hat 
zusammen mit der Abnahme der Verkehrsanlagen zu erfolgen. Ausgenommen 
davon ist die Abnahme der Funktionalität der Ansaatflächen. Diese werden erst 
nach Abschluss der dreijährigen Entwicklungspflege und Anwuchs des Rasens 
abgenommen.  


 


2. Mängelbeseitigung: 


(1) Nach einer notwendig gewordenen Mängelbeseitigung durch den Investor, werden 
die nachgebesserten Teile erneut abgenommen. Werden bei der erneuten 
Begehung weiterhin Mängel festgestellt oder erfolgte eine Mängelbehebung nicht 
umfassend, hat der Investor für jede weitere Abnahmebegehung der Stadt einen 
Aufwendungsersatz in Höhe von  
250,-- € SÖR / 500,-- € SUN zu bezahlen. Dies gilt auch, wenn der Investor oder 
ein Beauftragter beim Abnahmetermin nicht erscheint oder ein angemeldeter 
Mangel überhaupt nicht beseitigt wurde. 


(2) Verweigert ein Nachunternehmer des Investors nach § 13 Abs. 6 VOB/B die 
Mängelbeseitigung oder lehnt der Investor die Beseitigung als unzumutbar ab, ist 
der Investor der Stadt Nürnberg gegenüber ebenfalls gemäß § 13 Abs. 6 VOB/B 
berechtigt, die Mängelbeseitigung zu verweigern. Die Höhe der Minderung wird in 
Abstimmung mit der Stadt festgestellt. Der Investor ist dann verpflichtet, den 
Werklohn des Nachunternehmers zu mindern und diese Einsparung an die Stadt 
weiterzugeben. 


(3) Evtl. Mängelansprüche richten sich nach § 13 VOB Teil B bzw. § 14 VOL Teil B in 
der zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses geltenden Fassung. Die 
Verjährungsfrist für die Mängelansprüche wird entsprechend der VOB/B auf vier 
Jahre festgesetzt und beginnt mit der Abnahme der vollständig hergestellten 
Erschließungsanlagen.  Einigen sich die Parteien darauf, die 
Erschließungsanlagen bauabschnittsweise herzustellen, finden vorstehende 
Regelungen auf den jeweiligen Bauabschnitt Anwendung. Die Verjährung beginnt 
dann sodann mit Abnahme des jeweiligen Bauabschnitts. 
 
 


3.  Entlassung aus der Gewährleistung:  
 
Der Investor muss mindestens 3 Monate vor Ablauf der Frist zur Geltendmachung von 
Mängelansprüchen die Stadt (SÖR, SUN) zu einer gemeinsamen Begehung und 
Überprüfung der Erschließungsanlagen einladen. Dieser Termin hat spätestens drei 
Monate vor Fristablauf stattzufinden.  
Die Stadt Nürnberg verpflichtet sich, zu diesem Zeitpunkt bei einer abschließenden 
Mängelfeststellung mitzuwirken. Die Stadt (SUN) unterstützt die technische Nachschau 
analog der technischen Nachschau zur Abnahme. Die darüber hinaus gehenden 







Stand: 07.02.2023 
 


Nachweise und Überprüfungen sind vom Investor zu veranlassen. 
 


V.  Übernahme der Erschließungsanlagen  
 


1.  Übernahmen der vom Investor hergestellten Erschließungsanlagen 


Im Anschluss an die Abnahme der vollständig hergestellten Erschließungsanlagen und 
auf Antrag übernimmt die Stadt diese, mit Ausnahme der privaten Abwasser-
hausanschlussleitungen, in ihren Unterhalt / Baulast und ihre Verkehrssicherungspflicht. 


Die Stadt bestätigt dem Investor die Übernahme der Erschließungsanlagen in ihre 
Unterhalts- und Verkehrssicherungspflicht getrennt nach den Gewerken, 
Verkehrsfläche, Entwässerungsanlage, schriftlich.  
 
Zur Übernahme sind die in Nr. 4 aufgeführten Unterlagen Voraussetzung.  


 


2.  Übernahmevoraussetzungen in Bezug auf das Grundstück  


• sobald sie gemäß Eigentümerin der öffentlichen Erschließungsflächen geworden ist 
oder ihr Anspruch auf Eigentumsübergang durch Vormerkung im Grundbuch 
abgesichert ist und  


• sobald bei öffentlichen Entsorgungsanlagen, die nicht innerhalb der öffentlichen 
Verkehrsfläche verlegt worden sind oder keinen ausreichenden Abstand zu 
Privatgrundstücken besitzen, eine Sicherung durch Eintragung beschränkter 
persönlicher Dienstbarkeiten im Grundbuch herbeigeführt ist (Eintragung im 
Grundbuch).  


• die Abmarkung der Flurstücksgrenzen der neuen Straßengrundstücke durchführen 
zu lassen und eine Bescheinigung des Vermessungsamtes Nürnberg vorzulegen, aus 
der hervorgeht, dass alle Grenzpunkte sichtbar sind und dass sich die zukünftigen 
öffentlichen Verkehrsflächen ausschließlich auf den an die Stadt Nürnberg zu 
übertragenden Grundstücken befinden. 


• dem SÖR eine Bestätigung des Notars vorzulegen, dass der Vertragsbesitz von allen 
im Grundbuch eingetragenen Rechten, Belastungen und Vermerken freigestellt 
werden kann. 


 
 
3. Vermessung 


 
Die erforderlichen Vermessungsarbeiten sowie die Auswahl des zu beauftragenden 
Vermessungsingenieurbüros haben im Einvernehmen mit der Stadt (Amt für 
Geoinformation und Bodenordnung, Bereich Raumbezugsmanagement) zu erfolgen. 
Das Einvernehmen darf von der Stadt nur aus wichtigem Grund, insbesondere bei 
fehlender fachlicher Eignung des Vermessungsbüros, versagt werden. Die 
Dokumentation der Vermessung ist ebenfalls mit der Stadt (Amt für Geoinformation und 
Bodenordnung) abzustimmen. 
Es sollen nur Vermessungsingenieure beauftragt werden, die von der Bayer. 
Ingenieurkammer-Bau als verantwortliche Sachverständige für Vermessung im 
Bauwesen zugelassen sind, oder vergleichbare Qualifikationen besitzen. 
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4.  Vorzulegende Unterlagen: 


1. die sachlich und fachtechnisch festgestellten Schlussrechnungen mit  
• den dazugehörenden Aufmaßunterlagen,  
• Abrechnungszeichnungen und Massenberechnungen,  
• Gutachten und Prüfprotokollen  


 zu übergeben. 
2. Vollständige und richtige Bestandspläne 


• Der Straßenausbauplan ist im DXF-Format mit geschlossenen Polylinien zu 
übergeben.  


• die Bestandsunterlagen der öffentlichen Kanalisationsanlagen entsprechend 
dem „Merkblatt zur Erstellung von Bestandsunterlagen“ (siehe Baustandard 
SUN) zu erstellen sind 


3.  die Mängelansprüchebürgschaften  
 


5.  Weitere Übernahmevoraussetzungen: 


1. sämtliche angefallene Kosten, die ihm bis zu diesem Zeitpunkt in Rechnung 
gestellt worden sind, sind beglichen, insbesondere Kosten für den Umbau der 
bestehenden öffentlichen Verkehrsflächen, Kosten für die Herstellung der 
Straßenbeleuchtung und der Lichtsignalanlage, Ablösekosten, 
Bauverwaltungskosten. 


2. In der Zeit zwischen 1. September und 31. März werden durch die Stadt keine 
Straßen in ihren Unterhalt übernommen. Ausnahmen hiervon können nur gemacht 
werden, wenn der Investor in der Zeit zwischen Übernahme und Widmung der 
Straße an den künftig öffentlichen Verkehrsflächen auf eigene Kosten den 
Winterdienst und die Straßenreinigung durchführt. 


 
6.  Sonstiges: 
 


1. Die vorgelegten Unterlagen (ohne Abs. 1 Nr. 3) und Pläne und Datenträger werden 
mit Übergabe Eigentum der Stadt. 


2. Die Stadt (SÖR, SUN) behält sich vor, die Kanalaufmessung und die Höhenlage 
der Straße auf Kosten des Investors überprüfen zu lassen; 


3. Für den Fall, dass die Übernahme wegen Verzuges des Investors anlässlich der 
nach Nr. 5 Punkt 1 zu erbringenden Leistungen nicht sechs Monate nach der 
Abnahme gemäß § 8 vorgenommen werden kann, ist unmittelbar vor der 
Übernahme eine erneute technische Nachschau der Erschließungsanlagen 
durchzuführen, um deren Mängelfreiheit und Funktionstüchtigkeit sicherzustellen. 
Die durch die neuerliche technische Nachschau entstehenden Kosten und 
Aufwendungen trägt der Investor. Der Investor verpflichtet sich ferner dazu, die bei 
der neuerlichen technischen Nachschau festgestellten Mängel und 
Funktionsbeeinträchtigungen auf eigene Kosten innerhalb von drei Monaten 
beseitigen zu lassen. Die nachgebesserten Teile werden erneut vom Investor und 
der Stadt abgenommen. § 8 Abs. 1 bis 5 gelten entsprechend. 


 


7.  Widmung der künftig öffentlichen Flächen: 


Die Stadt verpflichtet sich, die künftig öffentlichen Verkehrsflächen nach Maßgabe der 
Vorschriften des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes zu widmen. Der Investor 
stimmt der Widmung zu. Mit Widmung der neuen Straße greifen die Regelungen der 
Straßenreinigungsverordnung und der darauf fußenden Straßenreinigungssatzung der 
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Stadt Nürnberg. Der Investor unterrichtet die Anlieger der neuen gewidmeten Straße 
vom Termin der Widmung. 


 
 


8.  Flächenübernahme für die künftigen öffentlichen Grün- und Spielflächen:  
 
Besitz, Nutzen und Lasten an den späteren öffentlichen Grün-/Spielflächen gehen mit 
Beginn der Arbeiten zur Herstellung der Grün-und Spielflächen auf die Stadt Nürnberg 
über.  
Der Abschluss der Bauarbeiten an den angrenzenden Quartieren ist der Stadt mind. ½ 
Jahr vorher anzuzeigen, damit seitens der Stadt die Planungen für die Herstellung der 
öffentlichen Flächen rechtzeitig aufgenommen werden können.   
 
Innerhalb von 4 Wochen nach Beendigung der Nutzung als Baustelleneinrichtung wird 
der Zustand der zu übergebenden Flächen durch eine gemeinsame Begehung 
festgestellt und in einem Flächenübernahmeprotokoll festgehalten. Die zu 
übergebenden Flächen müssen folgende Voraussetzungen erfüllen: 


• Übergabehorizont für künftige Grünflächen sind -0,5 m und zGOK. D.h. 
Auffüllungen mit ZO-Material gem. Punkt II. Nr. 2 Abs. 7 oder Oberboden sind 
nicht erforderlich. Dies erfolgt durch SÖR.   


• Sollten die künftig öffentlichen Flächen durch den Investor nach Freimachung 
(Punkt II. Nr. 3) zwischengenutzt werden, ist unmittelbar vor Ausbau bzw. 
Flächenübergabe der künftig öffentlichen Flächen durch den Investor 
nachzuweisen, dass sich der Zustand des Untergrundes durch die 
Zwischennutzung nicht verschlechtert hat. Während der Zwischennutzung sind 
die künftig öffentlichen Flächen durch geeignete Maßnahmen (z.B. 
Überschüttung mit Frostschutzmaterial) zu schützen.   


• frei von Befestigungen und Müll  
• die Oberfläche ist aufzurauen / aufzubrechen  
• für von Investoren getätigte Auffüllungen ist der Kf-Wert 


(Durchlässigkeitsbeiwert) zwischen 10-3 m/s und 10-5 m/s nachzuweisen.   
 


Erfüllen die zu übergebenden Flächen die vorstehenden Voraussetzungen nicht, ist der 
Investor verpflichtet die Flächen auf seine Kosten entsprechend herstellen zu lassen. 
Danach finden ggf. weitere Begehungen statt. Der Übergang von Besitz, Nutzen und 
Lasten wird im Abschlussprotokoll terminlich festgehalten.  


 


VI.  Kosten 


Kosten die vom Investor zu übernehmen sind: 


• Kosten für die Freimachung der Flächen 
• Herstellungskosten für von Investor selbst hergestellte Anlagen 
• Herstellungskosten für von der Stadt hergestellte Anlagen  


Der Investor leistet hierzu Vorauszahlungen auf die voraussichtlich 
entstehenden Herstellungskosten. Diese sind nach Fertigstellung der 
Entwurfsplanung zu leisten und werden von der Stadt schriftlich abgerufen.  
Nach der Schlussrechnung der Maßnahme mit den ausführenden 
Unternehmen werden die geleisteten Vorauszahlungen mit den tatsächlich 
entstandenen Kosten gegengerechnet. Etwaige Nachzahlungen sind 
auszugleichen. Gutschriften werden von der Stadt ausgeglichen.  
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• Planungskosten 
Für die Projektbetreuung und dem Projektmanagement stellt die Stadt dem 
Investor, abhängig der Gewerke und den Baukosten, nach Abschluss der 
Maßnahme, Aufwandsentschädigungen nach der Planungskostenrichtlinie der 
Stadt in Rechnung. 
Für die von der Stadt selbst hergestellten Anlagen werden abhängig von den 
Gewerken und Baukosten ebenfalls Bauverwaltungskosten nach der 
Planungskostenrichtlinie verrechnet.  
Sollte die Stadt sich bei der Herstellung von Anlagen externer Planer 
bedienen, sind auch diese Planungskosten von den Investoren zu 
übernehmen.  


• Spartenverlegungskosten 
• Grunderwerbskosten zzgl. Nebenkosten 
• Kosten für die Eintragung von Grunddienstbarkeiten.  


 


Ablöse 


Der Investor hat für Mehraufwendungen nach Art. 14 Abs. 4 BayStrWG im 
Straßenunterhalt und für die Unterhaltskosten für die Lichtsignalanlage Ablöse zu 
leisten. Die Berechnung der Ablösebeträge erfolgt auf der Grundlage der tatsächlichen 
Herstellungskosten nach Maßgabe der Ablösungsrichtlinien ABBV. 
 


Gestehungskosten 


Für Grundstücke, die die Stadt aus Ihrem Vermögen bereitstellt und die dem Ausbau der 
Erschließung dienen, sind vom Investor die Gestehungskosten zu übernehmen.  


 


 


VII.  Sicherheiten 
 
 
Vertragserfüllungsbürgschaften  
 
Zur Sicherung aller vom Investor zu tragenden Verpflichtungen leistet er Sicherheit 
durch Übergabe unbefristeter selbstschuldnerischer Bürgschaften eines in der 
Europäischen Gemeinschaft oder einem Staat der Vertragsparteien des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum oder einem Staat der Vertragsparteien des 
WTO-Abkommens über das öffentliche Beschaffungswesen (GPA) bzw. WTO-
Dienstleistungsabkommens zugelassenen Kreditinstituten bzw. Kredit- oder 
Kautionsversicherern. Konzernbürgschaften werden nicht akzeptiert. 
Das Bürgschaftsformular der Stadt ist zu verwenden.  


 


Gewährleistungsbürgschaften 
 
Nach – auch abschnittsweiser – Abnahme der Erschließungsanlagen ist für die Dauer 
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der jeweils dann beginnenden Verjährungsfrist für die Mängelansprüche eine 
Mängelansprüchebürgschaft gem. VOB in Höhe von 5 % der jeweiligen 
Bruttobaukosten vorzulegen.  
 


VIII. Beteiligte Dienststellen der Stadt 
 


VPL Verkehrsplanungsamt 
 Verkehrsführung, Aufteilung öffentlicher Raum 


STPL  Stadtplanungsamt 
 Aufstellen von Bebauungspläne 


SÖR  Servicebetrieb Öffentlicher Raum   


  SÖR/1-Stab (Stabstelle Planung und Bau – Städtebauliche Verträge) –  
            Ansprechpartnerin Frau Wellenhöfer, Tel. 231-8402 
 


SÖR/1-S (Sachgebiet Planung und Bau - Straßenbau) 


SÖR/1-G (Sachgebiet Planung und Bau - Grün – öffentliche Grün- und 
Spielflächen) 


SÖR/1-A (Sachgebiet Planung und Bau - Baum – Straßenbäume) 


SÖR/1-E (Sachgebiet Planung und Bau - Elektrotechnik – 
Straßenbeleuchtung bzw. Verkehrsregelungstechnik) 


SÖR/2-B (Sachgebiet Betrieb und Unterhalt - Unterhaltsbezirke späterer 
Unterhalt der künftig öffentlichen Flächen) 


SUN Stadtentwässerung und Umweltanalytik Nürnberg 


SUN/S-1/1 (Systemplanung und Kanaldatenbank - Vertragsangelegenheiten, 
Abstimmung zu öffentlichen Entwässerungsanlagen, 
Entwässerungskonzepte) - Ansprechpartner Herr Gatterer, Tel. 
231-4649 


SUN/S-1/3 (Kanalbetrieb - Abstimmung kleinerer Anpassungen)  


SUN/S-3/1 (Grundstücksentwässerung Planprüfung private Entwässerung) - 
Ansprechpartnerin Frau Behr, Tel. 231-4545  


UWA Umweltamt, Untere Wasser- und Naturschutzbehörde 


J Jugendamt (öffentliche Kinderspielplätze – Durchführung von 
Nutzerbeteiligungen für öffentliche Spielplätze)  
 


 


IX.  Wichtige Beilagen 
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Baustandard SUN  
die Regelpläne von SUN sowie Dienstbarkeitstexte können bei Bedarf angefordert 
werden. 


Regelzeichnungen SÖR 
die jeweils aktuell gültigen Regelzeichnungen können bei Bedarf angefordert werden.  
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Legende:

Liniendarstellung gemah Kanalart/Nutzung - allgemein giiltig

Freispiegelleitung = einfacher FlieRrichtungspfeil | Druckleitung = Doppelpfeil

Farbliche Darstellung der Anlagen:

Profilbreite <1000 mm

Profilbreite >= 1000 mm

©———=.—.—o Bestand Mischwasser SUN o————m——u0 | 3:::::::
@————=——=@ Bestand Schmutzwasser SUN L )
©—— —— —= ———=0 Bestand Regenwasser SUN B e XM
©————=————© Bestand Grundwasser SUN oo [RUCKlussverhinderer
o——- - —o©  Bestand FlieRgewasser SUN == = x-Schieber
©—— —— = —— —© Bestand Regenwasser SOR-Straenbau o= ———] u"‘&%’i’s
®—— ~=——=@ Bestand FlieRgewasser SOR-Wasserwirtschaft @=——=—====—-=—0 e
©——— —=. — —0 Bestand Mischwasser Privateigentum O —T— ——")
© ©  Planung © ©
© 0 stillgelegt - verdammt / verfillt OFEXFHFIHHHIHKHKIO
© 0O stillgelegt - auBer Betricb [ ————— ]

Zusétzliche Signaturen
@ 1 i mei=®  Lage ungenau
Om————=C)  Kanal renoviert
Epsamsssirsmnsssns®  anstehende Sanierung
©—.—— —=a#— —=2 Lichtwellenleiter im Kanal - bei Kanalanschluss sind weitere Informationen anzufragen

Schachtbauwerk
Haltungs- und Schachtinformationen: Private AnschiuBleitung @ 43890189 AS

O g+ & 43890188 Schachtbezsichnung —_——————
200,00  Deckelhohe é
43 330m 39800  Sohihche @
Profil Nennw eite Material
Sohigefalle Lange

Das Ableiten von Abwasser in die offentliche Kanalisation ist entsprechend der Entwasserungssatzung
der Stadt Niirmberg zu planen und zu betreiben.

Informationen zu Einleitbedingungen und Fragen zu Entwésserungsplanung erteilt die
Stadtentwasserung und Umw eltanalytik Niimberg,
Abt. Grundstiicksentwésserung, Peuntgasse 12, 90402 Niirnberg.

Der Plan enthalt nur Angaben zur 6ffentlichen Kanalisation.
Hausanschlusskandle sind i. d. R. nicht, bzw. nur systematisch dargestellt.
Bestehende Grundstiicksentwasserungsanlagen sind eigenstandig zu ermitteln.

Fiir technische Planungen sind die Verhaltnisse vor Ort magebend, die Angaben sind ohne Gewahr.

Hohenbezgssystem: NHN (Status 170)
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Betreff: AW: BP 4675 / 21. Ä FNP "Buch Süd" - frühzeitige Behördenbeteiligung
Datum: Mittwoch, 18. September 2024 13:50:56
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Sehr geehrte Damen und Herren,
 
in oben bezeichneten Verfahren nehmen wir aus wasserwirtschaftlicher Sicht wie folgt Stellung
(da die 21. Änderung des FNP und des o.g. Bebauungsplans die gleichen Flächen/ das gleiche
Vorhaben betreffen, erfolgt daher von Seiten des Wasserwirtschaftsamtes Nürnberg eine für
beide Vorhaben zusammenfassende, gleichlautende Äußerung): 
 
Grundwasser-/ Bodenschutz/ Altlasten:
Zum Schutz des Tiefengrundwasser sind aus wasserwirtschaftlicher Sicht die mischverfilterten,
alten Brunnen des Deutschen Hefewerkes ordnungsgemäß rückzubauen. Der Schutz des
Tiefengrundwassers ist im Landesentwicklungsprogramm als Ziel aufgeführt und findet sich
fachlich in den verschiedenen, einschlägigen Merkblättern des Bayer. Landesamtes für Umwelt
wieder.
 
Abwasserentsorgung/ Niederschlagswassermanagement:
Die häuslichen Abwässer sollen in die Abwasseranlage der Stadt Nürnberg eingeleitet werden.
Über die Beseitigung der Niederschlagswässer wurden in der Begründung zum Bebauungsplan
keine Aussagen getroffen.
Ein umfassendes Entwässerungskonzept auf Basis von Analysen und Begutachtungen wird im
weiteren Verfahren erstellt.
 
Die Entwässerung des Plangebietes ist im aktuellen abwassertechnischen Entwurf überwiegend
nicht enthalten. Ob dafür hydraulische und reinigungsrelevante Kapazitäten frei sind, kann nicht
beurteilt werden. Die abwassertechnischen Entwürfe wären hinsichtlich der geänderten
Randbedingungen fortzuschreiben. Neubauflächen können erst ausgewiesen werden, wenn eine
nach den derzeit gültigen Vorschriften und Richtlinien ordnungsgemäße Entwässerung für
Schmutz- und für Niederschlagswasser sichergestellt und nachgewiesen wird sowie die dafür
notwendigen rechtlichen Voraussetzungen gegeben sind (insbesondere Wasserrecht der
Abwasserbehandlung einschl. Sonderbauwerke der Mischwasserbehandlung).
Es kann daher aktuell nicht bestätigt werden, dass eine ausreichende abwassertechnische
Erschließung für das Vorhaben/ die Vorhaben vorliegt/ vorliegen. Die abwassertechnische
Erschließung des Plangebietes ist derzeit nicht gesichert.
 
Wir sehen uns daher veranlasst hinsichtlich der Aufstellung des Bebauungsplans und der
weiteren Erschließungsplanung auf Folgendes hinzuweisen:

·        Den Wassergesetzen folgend müssen die Möglichkeiten einer Versickerung ausgeschöpft
werden, soweit es die Örtlichkeiten zulassen. Der Vorhabenträger agiert hierin
eigenverantwortlich. Die Stadt Nürnberg sollte den Vorrang einer Versickerung bzw.
Regenwasserrückhaltung unterstützen. Notwendige Retentionsräume sind vorzuhalten.

·        Sollten die Untergrundverhältnisse eine oberflächennahe Versickerung nicht oder nicht
flächendeckend zulassen, ist von der Stadt Nürnberg ein Konzept zur schadlosen
Niederschlagswasserbeseitigung der öffentlichen und privaten Flächen aufzustellen.
Schützende Deckschichten dürfen nicht durchstoßen werden. Bei schwierigen











hydrogeologischen Verhältnissen sollten alle Möglichkeiten zur Reduzierung und
Rückhaltung des Regenwasseranfalls (z. B. durch Gründächer) genutzt werden. 

·        Die Aufnahmefähigkeit des Untergrundes ist mittels Sickertest nach Arbeitsblatt DWA-A
138, Anhang B, exemplarisch an repräsentativen Stellen im Geltungsbereich
nachzuweisen.

·        Die Versickerung soll vorzugsweise breitflächig über eine 30 cm mächtige bewachsene
Oberbodenzone erfolgen. Unterirdische Versickerungsanlagen, z. B. Rigolen, sind ohne
geeignete Vorreinigung nicht zulässig.

·        In Bereichen mit Versickerung des Niederschlagswassers sind, sofern Metalldächer zum
Einsatz kommen sollen, nur Kupfer-, Zink-, Bleidächer mit geeigneter Beschichtung oder
andere wasserwirtschaftlich unbedenkliche Materialien (z. B. Aluminium, Edelstahl)
zulässig.

·        Eine zielgerichtete Versickerung kann aus wasserwirtschaftlichen Gesichtspunkten zum
Schutze des Grundwassers und des Bodens nur Zustimmung finden, wenn vor der
Errichtung von Versickerungsanlagen nachgewiesen wird, dass im Wirkbereich der
Versickerung mit keiner Schadstoffmobilisierung zu rechnen bzw. für entsprechende
Verhältnisse gesorgt worden ist.    

·        Eine Versickerung von Niederschlagswasser in Altlasten oder Altlastverdachtsflächen
kann keines Falls zugestimmt werden und ist grundsätzlich auszuschließen. Es
sicherzustellen, dass Niederschlagswasser nicht auf einem Altlastgrundstück zur
Versickerung kommt, bzw. in kontaminierte Auffüllungen seitlich einsickert oder sie
unterspült.

·        Bei einer evtl. geplanten Versickerung von Regenwasser auf dem Grundstück ist zu
prüfen, ob die zu entwässernden Flächen (wenig belastetes Niederschlagswasser von
gering und mittel belasteten Siedlungs- und Dachflächen) die Kriterien den NWFreiV mit
den zugehörigen Technischen Regeln (TRENGW) erfüllen, und keiner wasserrechtlichen
Erlaubnis bedürfen.

 
Starkregengefahr
Der Schutz von bestehenden Bebauungen und neuen Baugebieten durch urbane Sturzfluten und
Starkregen sowie die natürlichen Vorflutverhältnisse sind zu beachten. Wir empfehlen, vor allem
im Hinblick auf zunehmende Starkniederschläge, Hausöffnungen (Kellerschächte,
Hauseingangstüren, Tiefgarageneinfahrten, u. dgl.) immer etwas erhöht über dem Gelände- und
Straßenniveau vorzusehen und Keller als dichte Wannen auszubilden.  Auf die „Arbeitshilfe
Hochwasser- und Starkregenrisiken in der Bauleitplanung“ von StMB und StMUV wird verwiesen.
Die Sicherheit gegen Überflutung bzw. einer kontrollierten schadlosen Überflutung des
Grundstückes muss rechnerisch nachgewiesen werden (Überflutungsnachweis). 
 
Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung.
 
Mit freundlichen Grüßen
 

 



 

 

Amt für Ernährung,
 Landwirtschaft und Forsten

Fürth-Uffenheim  
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21. Änderung des Flächennutzungsplans mit integriertem Landschaftsplan:  

Bereich Buch Süd sowie 

Bebauungsplan Nr. 4675 für ein Gebiet „Buch Süd“ 

frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

gemäß § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zu o.g. Planung nimmt das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Fürth-Uffen-
heim wie folgt Stellung: 
 

Bereich Landwirtschaft  
Ansprechpartner:  
 
Landwirtschaftliche Belange sind durch den Verlust von landwirtschaftlich und garten-
baulich genutzten Kulturflächen berührt. Der Verlust an diesen Anbauflächen sollte im 
Interesse der Aufrechterhaltung der regionalen Produktion und mit Hinblick auf die Ver-
sorgung der Bevölkerung mit regional erzeugten Nahrungsmitteln möglichst auf das 
unbedingt notwendige Maß begrenzt werden. Besonders, wenn es sich wie vorliegend 
um besonders ertragreiche Böden und deshalb für die landwirtschaftliche Nutzung be-
sonders geeignete Böden handelt. Im Plangebiet liegen Böden mit einer Ackerzahl von 
bis zu 52 Bodenpunkten nach Reichsbodenschätzung vor. Die durchschnittliche Acker-
zahl im Stadtgebiet von Nürnberg im Vergleich beträgt 40.  
Zum Teil besteht die Möglichkeit, einzelne Anbauflächen bei Trockenheit mit vorhande-
nen technischen Einrichtungen zu bewässern. Dadurch kann die Ertragsfähigkeit zu-
sätzlich gesteigert werden. 
 
Der Verlust von Kulturflächen schwächt die Leistungsfähigkeit und die Entwicklungs-

möglichkeiten der betroffenen landwirtschaftlichen Betriebe. Adäquater Ersatz für ver-

lorene Flächen sind auf dem Kauf- und Pachtmarkt nur mehr sehr schwer zu bekom-

men. Um den Verlust landwirtschaftlicher Nutzflächen so gering wie möglich zu halten, 

ist in den Planungen deshalb ein sparsamer Umgang mit Grund und Boden angezeigt.    
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Zum Verlust landwirtschaftlicher Nutzflächen verweisen wir auch auf Punkt 5.4.1 (Er-
halt land- und forstwirtschaftlicher Nutzflächen) im Landesentwicklungsprogramm 
(LEP) Bayern und auf das erklärte politische Ziel in Bayern, den Flächenverbrauch 
deutlich zu verringern. 
 
Nach uns vorliegenden Unterlagen bewirtschaften derzeit fünf unterschiedliche land-
wirtschaftliche Betriebe Flächen im Geltungsbereich der Planung.  
Der Anteil der jeweiligen landwirtschaftlichen Nutzfläche (LF) im Plangebiet an der Ge-
samtfläche der einzelnen Betriebe liegt zwischen gut 1 % bis knapp 50 % Anteil an der 
betrieblichen Gesamt-LF. 
 
Landwirtschaftliche Betriebe, die der Gefahr ausgesetzt sind, wesentliche Teile ihrer 
landwirtschaftlichen Nutzfläche zu verlieren, können nach landwirtschaftlich – fachli-
cher Sicht in ihrer Existenz bedroht sein. Für solche Betriebe müssten aus unserer 
Sicht einzelbetrieblich abgestimmte Perspektiven entwickelt werden, um eben die wei-
tere Existenz solcher Betriebe zu ermöglichen. Dazu gehören u.a. auch die Überlas-
sung von landwirtschaftlichen Ersatzflächen in den räumlich zumutbaren Entfernungen 
zum Betriebssitz. 
 
Gemäß der vorliegenden Planung bleibt für den naturschutzrechtlichen Ausgleich ein 

Bedarf von rd. 2373 Wertpunkten. Vermutlich muss dieser Bedarf planextern ausgegli-

chen werden. Darüber hinaus ist ein artenschutzrechtlicher Ausgleich erforderlich.  

Die Planungen werden im weiteren Verfahren diesbezüglich ergänzt. 

 

Bezüglich der Ausgleichsflächen fordern wir, sofern diese auf landwirtschaftlichen 

Nutzflächen realisiert werden sollen, dass diese Flächen hinsichtlich ihrer Flächenform, 

-größe und Art der Einschränkungen für die Landwirtschaft weiterhin zu bewirtschaften 

bleiben (z.B. produktionsintegrierte Kompensationsmaßnahmen - PIK). Ansonsten wür-

den der Landwirtschaft über die tatsächlichen Bauflächen hinaus zusätzliche Flächen 

für Ausgleichsmaßnahmen verloren gehen. Wir empfehlen dabei grundsätzlich eine 

frühzeitige Beteiligung und Abstimmung mit Eigentümern und Bewirtschaftern der be-

treffenden Flächen, um deren Erfahrungen und Kenntnisse sowie die landwirtschaftli-

chen Bedürfnisse für eine Weiterbewirtschaftung mit einzubinden. 

 

Generell ist zu beachten, dass Landwirte auch für weggenommene Pachtflächen ange-

messen zu entschädigen sind, da es üblicherweise an Ersatzflächen mangelt. Gerade 

im Gemüsebau ist man auf ein reichliches Angebot an Wechselflächen aufgrund des 

ansonsten drohenden Krankheitsdruckes angewiesen. Hier ist vor allem die Häufung 

des Wegfalls landwirtschaftlicher Flächen durch die Summe derzeit in Planung befindli-

cher Bebauungspläne und den damit einhergehenden Verlusten landwirtschaftlicher 

Flächen durch Ausgleichsflächen zu berücksichtigen. 

 

Letztlich sollte die Einzigartigkeit des Knoblauchslandes als lange gewachsenes Ge-

müseanbaugebiet in unmittelbarer Nähe zur Metropolregion Nürnberg Eingang in Ihre 

Erwägungen finden. Das Knoblauchsland versorgt über die Stadtgrenzen hinaus die 

Region mit frischen, qualitativ hochwertigen Nahrungsmitteln. In Zeiten immer unsiche-

rer werdender Lieferketten trägt die Versorgung des Städtedreiecks Nürnberg-Fürth-

Erlangen durch den Gemüseanbau im Knoblauchsland wesentlich zur Ernährungssi-

cherheit der Region bei. Deshalb sollte der Verlust jeglicher landwirtschaftlichen Flä-

chen im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung möglichst bedacht und sorgfältig abge-

wogen werden. 
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Bereich Forsten 
Ansprechpartner: 

 

Die im Vorentwurf zum Umweltbericht aufgeführte Fläche auf Flurnummer 304/10 Ge-

markung Buch umfasst 1,04 ha und ist Wald i.S.d. § 2 Bundeswaldgesetz (BWaldG) 

i.V.m. Art. 2 Bayerisches Waldgesetz (BayWaldG). 

 

Im Planentwurf wird für das Waldgebiet die Entwicklung einer Grünfläche mit Parkfunk-

tion als Ziel ausgewiesen. 

 

Rodung 

Mit der Überführung eines Waldes in einen Park erlischt die Waldeigenschaft. 

Die Umnutzung dieser Fläche stellt eine dauerhafte Rodung von 1,04 ha dar und be-

darf gem. Art. 9 Abs. 2 BayWaldG der Erlaubnis. Eine Satzung oder eine Baugenehmi-

gung kann die Rodungserlaubnis ersetzen (Art. 9 Abs. 8 BayWaldG), im Verfahren sind 

jedoch die Vorgaben des Art. 9 Abs. 4-7 BayWaldG sinngemäß zu beachten. 

 

Eine Genehmigung darf nach Art. 39 Abs. 2 Satz 2 BayWaldG i.V.m. Art. 9 Abs. 8 

Satz 1 BayWaldG insoweit nur im Einvernehmen mit der unteren Forstbehörde erteilt 

werden. 

 

Verdichtungsraum 

Der zu rodende Wald liegt im Verdichtungsraum Nürnberg/Fürth/Erlangen. Nach den 

Zielen der Regionalplanung (Region 7) ist der Wald im Verdichtungsraum grundsätzlich 

zu erhalten, was ein erhebliches öffentliches Interesse an der Waldflächenerhaltung im 

Verdichtungsraum signalisiert. Dies wird auch Umweltbericht mehrfach herausgestellt. 

 

Ersatzaufforstung 

Aus o. g. Gründen kann der Rodung aus forstlicher Sicht gemäß Art. 9 Abs. 5 

BayWaldG nur unter folgenden Auflagen zugestimmt werden: 

 

• Die Rodung darf nur innerhalb der, in beiliegendem  

Lageplan markierten Fläche (rot) erfolgen. 

• Anzeige der Durchführung der Rodung beim AELF 

Fürth mit beiliegendem Formblatt. 

• Durchführung einer flächengleichen (1,04 ha) Er- 

satzaufforstung im Verdichtungsraum Nürn- 

berg/Fürth/Erlangen innerhalb von 3 Jahren nach 

Rodung (= Rechtsgültigkeit des Bebauungsplans). 

• Anzeige der Durchführung der Ersatzaufforstung 

beim zuständigen AELF mit beiliegendem Form- 

blatt. 

 

Hierzu ergehen nachfolgend genannte Hinweise: 

• Bei der Ersatzaufforstung sind gem. Art. 14 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BayWaldG 

standortgemäße Baumarten auszuwählen und klimatolerante und standorthei-

mische Baumarten angemessen (60%) zu beteiligen. 

• Der Bescheid ersetzt nicht eine für die Ersatzaufforstung nötige Erstauffors-

tungserlaubnis. Diese muss beim zuständigen AELF beantragt werden. 
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Für Rückfragen stehe ich jederzeit zur Verfügung. 

 
 
 
Um Abdruck des Abwägungsergebnisses unter Angabe des Aktenzeichens an post-
stelle@aelf-fu.bayern.de wird gebeten. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez.

 

mailto:poststelle@aelf-fu.bayern.de
mailto:poststelle@aelf-fu.bayern.de


 

 

BAYERISCHES LANDESAMT FÜR DENKMALPFLEGE · Hofgraben 4 · 80539 München 
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Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 

Abteilung B - Koordination Bauleitplanung 

Tel.: 089/2114-163 von 8 bis 12 Uhr 

Fax: 089/2114-407 

beteiligung@blfd.bayern.de 

  

 

 

BAYERISCHES LANDESAMT 

FÜR DENKMALPFLEGE 
– 
Dienststelle München: 

Hofgraben 4 
80539 München  
Postfach 10 02 03 
80076 München 
– 
Tel.: 089 2114-0 

Fax: 089 2114-300 
– 
www.blfd.bayern.de 
– 
Bayerische Landesbank München 
IBAN DE75 7005 0000 0001 1903 15 

BIC BYLADEMM 

Vollzug des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes (BayDSchG) 
Stadt Nürnberg: Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 4675 "Buch Süd" und 21. 
Änderung des Flächennutzungsplans 
 
Zuständige Gebietsreferenten: 

Bau- und Kunstdenkmalpflege: 

Bodendenkmalpflege: 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

wir bedanken uns für die Beteiligung an der oben genannten Planung und bitten Sie, 

bei künftigen Schriftwechseln in dieser Sache, neben dem Betreff auch unser 

Sachgebiet (B Q) und unser Aktenzeichen anzugeben. Zur vorgelegten Planung 

nimmt das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege, als Träger öffentlicher Belange, 

wie folgt Stellung: 

 

Bau- und Kunstdenkmalpflegerische Belange: 

Aus Sicht von A keine grundsätzlichen Einwände. Aber der Umgang mit den 

Baudenkmälern (Nutzungskonzept und Planungen) sind rechtzeitig mit den 

Denkmalbehörden (Unterer Denkmalschutzbehörde und UDB) abzustimmen.  

 

Bodendenkmalpflegerische Belange: 

Mit dem Hinweis unter Ziffer I.3.2.2.b. auf zu vermutende Bodendenkmäler im 

Plangebiet, hier vor allem aufgrund der siedlungsgünstigen Lage am Bucher 

Stadtplanungsamt 
Lorenzer Str. 30 
90402 Nürnberg 
 

   21.08.2024  P-2024-4096-1_S2  11.09.2024 

  

http://www.blfd.bayern.de/
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Landgraben, der Denkmaldichte im Umfeld - eine Orientierungshilfe zum derzeit 

bekannten Denkmalbestand bietet der öffentlich unter 

http://www.denkmal.bayern.de zugängliche Bayerische Denkmal-Atlas – sowie der 

Nähe zum historischen Ortskern von Buch, das 1273 erstmalig urkundlich erwähnt 

und u.a. im Zweiten Markgrafenkrieg zerstört wurde, sind die Belange der 

Bodendenkmalpflege ausreichend berücksichtigt. 

 

Wir bitten Sie, folgenden Text in den Festsetzungen, auf dem Lageplan und ggf. in 

den Umweltbericht zu übernehmen: 

 

Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine 

denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem 

eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren 

Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. 

 

Bitte beachten Sie die folgenden Hinweise: 

-              Ist eine archäologische Ausgrabung nicht zu vermeiden, soll bei der 

Verwirklichung von Bebauungsplänen grundsätzlich vor der Parzellierung die 

gesamte Planungsfläche archäologisch qualifiziert untersucht werden, um die Kosten 

für den einzelnen Bauwerber zu reduzieren. 

-              Im Falle einer Erlaubniserteilung überprüft das BLfD nach vorheriger 

Abstimmung die Denkmalvermutung durch eine archäologisch qualifizierte 

Voruntersuchung bzw. eine qualifizierte Begleitung des Oberbodenabtrags für 

private Vorhabenträger, die die Voraussetzungen des § 13 BGB 

(Verbrauchereigenschaft) erfüllen, sowie für Kommunen. Auch eine fachlich 

besetzte Untere Denkmalschutzbehörde (Kreis- und Stadtarchäologie) kann die 

Prüfung übernehmen. Informationen hierzu finden Sie unter:     

200526_blfd_denkmalvermutung_flyer.pdf (bayern.de) 

 

-              Sollte nach Abwägung aller Belange keine Möglichkeit bestehen, 

Bodeneingriffe durch Umplanung vollständig oder in großen Teilen zu vermeiden, 

muss im Anschluss an die Denkmalfeststellung eine vorherige wissenschaftliche 

Untersuchung, Bergung und Dokumentation (d. h. Ausgrabung) im Auftrag der 

http://www.denkmal.bayern.de/


 

Seite 3  

 

Vorhabenträger durchgeführt werden. Zur Kostentragung verweisen wir auf Art. 7 

Abs. 1 Satz 2 BayDSchG in der Fassung vom 23.06.2023. 

 

-              Archäologische Ausgrabungen können abhängig von Art und Umfang der 

Bodendenkmäler einen erheblichen Umfang annehmen und müssen frühzeitig 

geplant werden. Hierbei sind Vor- und Nachbereitung aller erforderlichen 

wissenschaftlichen Untersuchungen zu berücksichtigen. Die aktuellen fachlichen 

Grundlagen für Durchführung und Dokumentation archäologischer Ausgrabungen 

finden Sie 

unter              https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwe

nder/dokuvorgaben_april_2020.pdf. 

 

Die Untere Denkmalschutzbehörde erhält dieses Schreiben per E-Mail mit der Bitte 

um Kenntnisnahme. Für allgemeine Rückfragen zur Beteiligung des BLfD im Rahmen 

der Bauleitplanung stehen wir selbstverständlich gerne zur Verfügung.  

Fragen, die konkrete Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege oder 

Bodendenkmalpflege betreffen, richten Sie ggf. direkt an den für Sie zuständigen 

Gebietsreferenten der Praktischen Denkmalpflege (www.blfd.bayern.de). 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Diese Stellungnahme ist ohne eigenhändige Unterschrift gültig.  

Sollte das Fachrecht, auf dem die Beteiligung des Bayerischen Landesamtes für 

Denkmalpflege beruht, ausnahmsweise eine eigenhändig unterschriebene 

Stellungnahme verlangen, wird um Hinweis gebeten. 

 

  
  

https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/dokuvorgaben_april_2020.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/dokuvorgaben_april_2020.pdf
http://www.blfd.bayern.de/


Von:
An:
Cc:
Betreff: BP 4675 / 21. Ä FNP "Buch Süd" - frühzeitige Behördenbeteiligung
Datum: Mittwoch, 28. August 2024 10:57:17

Sehr geehrte Damen und Herren,
 
der geplante Geltungsbereich der Bauleitpläne liegt innerhalb des Bauschutzbereiches
(§ 12 LuftVG) des Verkehrsflughafens Nürnberg sowie im Anlagenschutzbereich von
Flugsicherungseinrichtungen (§ 18 a LuftVG). Wenn sich im weiteren
Bauleitplanverfahren die Planung weiter konkretisiert hat und u.a. konkrete
Gebäudehöhen definiert wurden, wird im späteren Beteiligungsverfahren nach § 4
BauGB der Bebauungsplanentwurf über die Regierung von Mittelfranken - Luftamt
Nordbayern - dem Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung und ggf. der Deutschen
Flugsicherung GmbH vorgelegt werden. Die Planung steht daher unter dem Vorbehalt
der Zustimmung dieser Behörden/Organisationen.
 
Auf die Lagebeziehung des Plangebietes zum Verkehrsflughafen in
immissionsrechtlicher Sicht wurde in den vorliegenden Unterlagen bereits eingegangen.
Wir gehen davon aus, dass auch in der weiteren Planung/Verfahren und bei etwaig
noch zu erstellenden Gutachten die Fluglärmsituation weitere Berücksichtigung findet.
 
Mit freundlichen Grüßen
 

Regierung von Mittelfranken
- Luftamt Nordbayern -
Flughafenstr. 118
90411 Nürnberg

 
Informationen zur Verarbeitung Ihrer Daten finden Sie in unserer Datenschutzerklärung. Weitere
Informationen erhalten Sie von Ihrem zuständigen Sachbearbeiter.
 
 



Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung zu Bauleitplanverfahren - online  

Auswahl Verfahren
Bebauungsplan Nr. 4675 "Buch Süd" mit 21. Änderung FNP

Angaben zum/r Absender/in
Anrede
Firma
Name
Flughafen Nürnberg GmbH

Vorname oder Ansprechpartner/in

Straße
Flughafenstraße 

Hausnummer
100

Postleitzahl
90411

Ort
Nürnberg

Postfach T l f E-M il

Wie sind Sie betroffen?
TÖB

Ihre Stellungnahme
Seitens der FNG stehen keine Planungen und Betroffenheiten bezüglich der Aufstellung des o.g. Bebauungsplans 
i.V.m. der Änderung des Flächennutzungs- und Landschaftsplanes entgegen. Wir möchten jedoch auf Folgendes 
hinweisen: In der „FNP Änderung 21 Vorentwurf. Änderung: Bereich FNP Änderung Buch Süd - Begründung mit 
Umweltbericht“ steht unter I.3.2.2. Fachplanungsrecht: „Der nördliche Teil des Änderungsbereichs liegt innerhalb der 
Nacht-Schutzzone der Fluglärmschutzverordnung Nürnberg – (FluLärmV N) vom 9. September 2014. In dieser Zone 
dürfen nach § 5 FluLärmG Wohnungen nicht errichtet werden.“ Unter II.2.6.2.a. Ausgangssituation steht: „Wesentliche 
Lärmimmissionen, die auf den Änderungsbereich einwirken, gehen von dem nahegelegenen Flughafen Nürnberg aus. 
Der nördliche Teil des Gebietes liegt innerhalb der Nacht-Schutzzone.“ Entsprechende Aussagen enthält auch die 
„BEGRÜNDUNG MIT UMWELTBERICHT ZUM RAHMENPLAN DES BEBAUUNGSPLANS NR. 4675“ unter II.2.6.2. 
Lärm. In diesem Zusammenhang weisen wir darauf hin, dass es bei der geplanten Neu-Festsetzung des 
Lärmschutzbereiches durchaus auch zu einer Vergrößerung der jeweiligen Schutzzone kommen kann, wodurch 
größere Bereiche des Änderungsbereiches durch Fluglärm betroffen wären. Außerdem ist auch außerhalb der 
Schutzzonen des Lärmschutzbereiches subjektiv mit Belästigungen durch Fluglärm zu rechnen. Dies ist im 
Schallschutzgutachten zu berücksichtigen. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Mit besten Grüßen 

 Mit der Speicherung meiner Daten bin ich einverstanden

Stadt Nürnberg
Stadtplanungsamt
Lorenzer Straße 30
90402 Nürnberg 

 Hinweis: Passend für Fensterkuvert 
Stadt Nürnberg

Stadtplanungsamt

Sie erreichen uns
Mo, Di, Do 8.30 Uhr bis 15.30 Uhr
Mi, Fr 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr
Tel.: +49 (0)9 11 / 2 31 – 49 00
Fax: +49 (0)9 11 / 2 31 – 49 63

stadtplanungsamt.nuernberg.de
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Übertragungsnummer: 20240913316700789703

Datenschutzhinweis: Die Verarbeitung Ihrer Daten beruht auf Art. 6 Abs. 1 DSGVO i.V.m. § 3 Abs. 1 BauGB. Nach § 3 Abs. 1 BauGB sind die Daten für 
die Verwendung im Rahmen des Bauleitplanverfahrens erforderlich. Ohne Angabe ist eine Behandlung im Bauleitplanverfahren nicht möglich. Im 
Rahmen von Bauleitplanverfahren erfolgt eine dauerhafte Aufbewahrung der Daten. Die Daten werden im weiteren Verfahren verwendet bzw. sind im 
Akt des Bebauungsplans einsehbar.  





Von: Juergen.Hahn@reg-mfr.bayern.de
An: Stpl-Verfahren
Cc: reiner.lux@reg-mfr.bayern.de
Betreff: BP 4675 / 21. Ä FNP "Buch Süd" - frühzeitige Behördenbeteiligung
Datum: Mittwoch, 28. August 2024 10:57:17


Sehr geehrte Damen und Herren,
 
der geplante Geltungsbereich der Bauleitpläne liegt innerhalb des Bauschutzbereiches
(§ 12 LuftVG) des Verkehrsflughafens Nürnberg sowie im Anlagenschutzbereich von
Flugsicherungseinrichtungen (§ 18 a LuftVG). Wenn sich im weiteren
Bauleitplanverfahren die Planung weiter konkretisiert hat und u.a. konkrete
Gebäudehöhen definiert wurden, wird im späteren Beteiligungsverfahren nach § 4
BauGB der Bebauungsplanentwurf über die Regierung von Mittelfranken - Luftamt
Nordbayern - dem Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung und ggf. der Deutschen
Flugsicherung GmbH vorgelegt werden. Die Planung steht daher unter dem Vorbehalt
der Zustimmung dieser Behörden/Organisationen.
 
Auf die Lagebeziehung des Plangebietes zum Verkehrsflughafen in
immissionsrechtlicher Sicht wurde in den vorliegenden Unterlagen bereits eingegangen.
Wir gehen davon aus, dass auch in der weiteren Planung/Verfahren und bei etwaig
noch zu erstellenden Gutachten die Fluglärmsituation weitere Berücksichtigung findet.
 
Mit freundlichen Grüßen
 
Jürgen Hahn
Regierung von Mittelfranken
- Luftamt Nordbayern -
Flughafenstr. 118
90411 Nürnberg
Tel. Nr. 0911/5270031
Fax 0911/5270050
juergen.hahn@reg-mfr.bayern.de
 
Informationen zur Verarbeitung Ihrer Daten finden Sie in unserer Datenschutzerklärung. Weitere
Informationen erhalten Sie von Ihrem zuständigen Sachbearbeiter.
 
 
 
 
Von: Luftamt, Nordbayern (RMFR) <Nordbayern.Luftamt@reg-mfr.bayern.de> 
Gesendet: Donnerstag, 22. August 2024 06:38
An: Hahn, Jürgen (RMFR) <Juergen.Hahn@reg-mfr.bayern.de>
Betreff: WG: [EXTERN] BP 4675 / 21. Ä FNP "Buch Süd" - frühzeitige Behördenbeteiligung
 
 
 


Von: Stpl-Verfahren@stadt.nuernberg.de <Stpl-Verfahren@stadt.nuernberg.de> 
Gesendet: Mittwoch, 21. August 2024 08:03
An: AELF-FU-poststelle (aelf-fu) <poststelle@aelf-fu.bayern.de>;
nuernberg@BayerischerBauernVerband.de; Beteiligung (LFD) <Beteiligung@blfd.bayern.de>;
DST_Nürnberg (LFD) <DST_Nuernberg@blfd.bayern.de>; T_NL_Sued_PTI_13_BB1@telekom.de;
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sekretariat-technik@airport-nuernberg.de; HWK Nürnberg für Mittelfranken <info@hwk-
mittelfranken.de>; stadtheimatpflege.nuernberg@googlemail.com;
bauleitplanung@nuernberg.ihk.de; instruktionsanfragen@n-ergie-netz.de; RA-
PVRN@stadt.nuernberg.de; Rauh, Wolfgang (RMFR) <Wolfgang.Rauh@REG-MFR.Bayern.de>;
Luftamt, Nordbayern (RMFR) <Nordbayern.Luftamt@reg-mfr.bayern.de>; info@vgn.de;
Info@WV-Knoblauchsland.de; Poststelle (WWA-N) <Poststelle@wwa-n.bayern.de>;
info@stadtumlandbahn.de
Cc: Paul.Papendieck@stadt.nuernberg.de
Betreff: [EXTERN] BP 4675 / 21. Ä FNP "Buch Süd" - frühzeitige Behördenbeteiligung
 
Hinweis: Diese E-Mail stammt von einem Absender außerhalb des Adressraums bayern.de. Seien Sie vorsichtig,
bevor Sie einen Link anklicken oder einen Anhang öffnen.


 
Stellungnahme erbeten vom 22.08.2024 bis einschließlich 17.09.2024
 
21. Änderung des Flächennutzungsplans mit integriertem Landschaftsplan:
Bereich Buch Süd


sowie


Bebauungsplan Nr. 4675 für ein Gebiet „Buch Süd“
 
Frühzeitige Beteiligung bei der Aufstellung der o.g. Bauleitpläne
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,
 
Für das Parallelverfahren der 21. FNP-Änderung sowie des Bebauungsplans Nr. 4675
„Buch Süd“ wird die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) durchgeführt.
 
Die Unterlagen werden digital zur Verfügung gestellt und können im Internet unter
 
https://www.nuernberg.de/internet/stadtplanung/oeffentlichkeitsbeteiligung.html
 
während des Beteiligungszeitraums aufgerufen werden.
 
In der Stellungnahme ist auch Aufschluss über von Ihnen beabsichtigte oder bereits
eingeleitete Planungen und sonstige Maßnahmen sowie deren zeitliche Abwicklung zu
geben, die für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung des Gebiets bedeutsam
sein können. Verfügen Sie über Informationen, die für die Ermittlung und Bewertung
des Abwägungsmaterials zweckdienlich sein können, bitten wir darum uns diese zur
Verfügung zu stellen. Die Stellungnahmen sollen elektronisch übermittelt werden,
entweder per oder direkt über die Dialoganwendung auf der Internetseite.
 
Mit freundlichen Grüßen
 
im Auftrag
 
Grünbeck
(4962)
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§ 4 Abs. 1 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die


Planung berührt werden kann, sind entsprechend § 3 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 zu unterrichten
und zur Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 aufzufordern.


 







